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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Carsten Hübner und
der Fraktion der PDS
– Drucksache 14/9135 –

Berichte über landesverräterische Aktivitäten eines späteren Chefs
des Bundesnachrichtendienstes

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Das Nachrichtenmagazin „DER SPIEGEL“ berichtet in seiner Ausgabe vom
13. Mai 2002 (Nr. 20/2002) unter der Überschrift „Ein Abgrund von Landes-
verrat“ Folgendes:

„General Reinhard Gehlen, damals designierter Chef des Bundesnachrichten-
dienstes (BND), hegte im Frühjahr 1956 staatsstreichartige Pläne. Dies belegt
die Gesprächsnotiz eines hochrangigen CIA-Verbindungsmanns, die der US-
Geheimdienst jetzt freigegeben hat. Gehlen (US-Deckname „Utility“) wirkte
bei dem Vier-Augen-Treff am 15. März 1956 nach dem Eindruck seines Ge-
sprächspartners erschöpft: In Frankreich und Italien, so der Geheimdienstler,
drohten Volksfrontregierungen. Auch in der Bundesrepublik sei die Lage
angespannt. Die SPD, befürchtete der zuvor in Hitlers Generalstab für den
Aufklärungsdienst ,Fremde Heere Ost‘ zuständige Gehlen, könne sich mit
Adenauer-Gegnern der nationalistischen Rechten zu einer neutralistischen
Koalition verbünden. Eine derartige Regierung aber werde früher oder später
dem Einfluss des ,Ostens‘ erliegen. Falls es so weit komme, fühle er sich ,mo-
ralisch berechtigt‘, alle denkbaren Gegenmaßnahmen zu ergreifen – ,ein-
schließlich der Bildung eines illegalen Apparats in der Bundesrepublik zur
Bekämpfung der deutschen Anhänger einer prosowjetischen Politik‘. Einen
entsprechenden Plan wollte Gehlen in Washington im kleinsten Kreis konspi-
rativ erörtern. Ob es dazu kam, ist ungeklärt. Im April 1956 wurde Gehlen
zum BND-Chef ernannt und blieb bis 1968 im Amt. Er starb 1979.“

1. Verfügt die Bundesregierung über Informationen, die den Gegenstand des
„SPIEGEL“-Berichts bestätigen, und wenn ja, über welche?

2. Wie bewertet die Bundesregierung das wiedergegebene Gespräch und ins-
besondere die Aussagen von Reinhard Gehlen verfassungsschutzrechtlich?

Dem „SPIEGEL“-Bericht liegt ein Gesprächsvermerk vom 15. März 1956 zu-
grunde, den ein Vertreter eines US-amerikanischen Nachrichtendienstes ver-
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fasste. Der Vermerk befindet sich im Nationalen Archiv der Vereinigten Staa-
ten, wohin er vom OSI, dem Sicherheitsdienst der US-Luftwaffe, abgegeben
wurde.
Die Bundesregierung hat erst durch den „SPIEGEL“-Bericht Kenntnis von dem
Gesprächsvermerk und seinem Inhalt erhalten. Eine Kopie des Vermerks liegt
ihr mittlerweile vor. Über weitere Erkenntnisse verfügt die Bundesregierung
nicht.
Im März 1956 war der Bundesnachrichtendienst noch nicht errichtet. Seine
Vorläufer-Organisation, die Organisation Gehlen, war keine deutsche Einrich-
tung, sondern an die Nachrichtendienste der Vereinigten Staaten angebunden.
Vor diesem Hintergrund muss ein Gespräch Reinhard Gehlens als interner Mei-
nungsaustausch gesehen werden. Wegen fehlenden Korrespondenzmaterials ist
heute eine seriöse Bewertung des Gesprächs nicht möglich.

3. Handelte Reinhard Gehlen, sowohl was das Gespräch selbst als auch den
angekündigten Plan anbetrifft, allein oder gab es Auftraggeber oder Partner
in der bundesdeutschen Politik oder den Sicherheits- und Geheimdienst-
apparaten?

Wenn ja, um wen bzw. welche Organisationen und Institutionen hat es sich
ggf. gehandelt?

Die Bundesregierung hat über mögliche Beweggründe oder Absichten Rein-
hard Gehlens keine Erkenntnisse. Ihr liegen auch keine Anhaltspunkte dafür
vor, dass Reinhard Gehlen Auftraggeber oder Partner in der bundesdeutschen
Politik oder bei bundesdeutschen Behörden gehabt hätte.

4. Liegt ein solcher Plan in den Archiven des BND vor, und ist es zu dem an-
gekündigten konspirativen Gespräch in Washington gekommen?

Wenn ja, mit wem, wann und wo und mit welchem Ergebnis?

5. Welche konkreten Maßnahmen des BND und anderer deutscher Sicher-
heits- und Geheimdienstapparate resultierten aus dem Plan und wer war an
diesen Maßnahmen beteiligt?

6. Stand der Plan im Zusammenhang mit Planungen und Aktivitäten von
GLADIO?

7. Ist die Bundesregierung bereit, ähnlich wie die CIA, die mit dieser Sache
in Verbindung stehenden geheimen Dokumente öffentlich zugänglich zu
machen, und wenn nein, warum nicht?

Auf die Antwort zu den Fragen 1 und 2 wird verwiesen.


